
angehörigen mit Ausnahme der Gehälter für das medi­
zinische Personal von den jeweiligen Betrieben zu tra­
gen. Dazu gehören auch Reisekosten, die durch die Be­
treuung der Patienten entstehen.
Nach Auffassung des Senats kann aus dieser Anord­
nung nicht hergeleitet werden, daß damit auch An­
sprüche gemäß §56 GBA, die grundsätzlich nur gegen 
den Beschäftigungsbetrieb aus einem bestehenden Ar­
beitsrechtsverhältnis heraus geltend gemacht werden 
können, ausgeschlossen sind. Einer solchen Auffassung 
folgen würde bedeuten, daß der Personenkreis, der 
seine Arbeitsaufgaben unter den genannten Besonder­
heiten verrichtet, schlechter gestellt wird als anderes 
medizinisches Personal in den Einrichtungen des staat­
lichen Gesundheitswesens.
Aus der Tatsache, daß der Kläger zum Zeitpunkt des 
Unfalls im Rahmen der betrieblichen Betreuung tätig 
war, für die der VEB G. die sachlichen Voraussetzun­
gen zu schaffen hatte, dürfen ihm keine Nachteile ent­
stehen. Das betrifft auch den Umstand, daß der VEB 
G. gemäß der Vereinbarung mit dem Kläger nur die 
üblichen Reisekosten übernommen hat und keine da­
hingehenden Festlegungen erfolgten, daß ggf. auch 
weitere im Zusammenhang mit der Betreuungstätigkeit 
entstehende Kosten, d. h. Entschädigungszahlungen für 
notwendige materielle Aufwendungen, getragen wer­
den.
Der Verklagte kann auch nicht darauf verweisen, daß 
der Kläger selbst es zu vertreten habe, wenn die Ver­
einbarung nicht dahin ausgestaltet wurde, daß der 
VEB G. auch für derartige Schäden einzutreten hat. 
Eine solche Auffassung entspricht nicht der Verantwor­
tung, die sich für den Verklagten aus dem zwischen ihm 
und dem Kläger bestehenden Arbeitsrechtsverhältnis 
ergibt (vgl. §§ 1 Abs. 3, 20, 9 GBA).
Nach Auffassung des Senats war der Verklagte ver­
pflichtet, sich einen Überblick darüber zu verschaffen, 
unter welchen Bedingungen der Kläger seine Arbeits­
aufgabe erfüllen mußte. Das umfaßte auch die Notwen­
digkeit, den Inhalt der Vereinbarung des VEB G. mit 
dem Kläger zu überprüfen und zur Wahrung der Rechte 
des bei ihm beschäftigten Klägers ggf. auf deren inhalt­
liche Gestaltung Einfluß zu nehmen. Dabei war auch 
zu beachten, daß der Verklagte den Kläger durch Ar­
beitsvertrag zu zusätzlichen Leistungen verpflichtete, 
nämlich dazu, für den VEB G. Hausbesuche durchzu­
führen. Die AO über die Finanzierung der betrieblichen 
Betreuung vom 23. Dezember 1964 ist nicht geeignet, 
den Verklagten insoweit von seinen Pflichten aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis zu entbinden.
Aus diesen Gründen war in Übereinstimmung mit dem 
Vom Vertreter des FDGB vorgetragenen Standpunkt 
der Einspruch als unbegründet zurückzuweisen.
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